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Das starke Team der Spezialisten

...wenn körperliche Einschränkungen oder gesundheitliche Beschwerden Hilfsmittel im Alltag erfordern, 
oder ein geliebter Mensch pflegebedürftig wird, dann sind wir für Sie da.

Mit zahlreichen Produkten verbessern wir Lebensqualität. Sorgen mit leistungsstarkem Service
und kompetenter Beratung für ein barrierefreies und selbst bestimmtes Leben.

Bei der Erledigung der Formalitäten sind wir Ihnen gerne behilflich.
Rufen Sie uns an oder besuchen Sie uns, auch im Internet.

Merk dir den Smiley...

ehemals Sanitätshäuser Schild und Kelz

Brunnenstraße 101-103 · 41069 M‘gladbach
Sandradstraße 14 · 41061 M‘gladbach

Außerdem in Grevenbroich

Telefon 0 2161/143 60
www.orthocare-west.com

reha team West
Wir bringen Hilfen

Sandradstraße 14 · 41061 M‘gladbach
Außerdem in Düsseldorf, Krefeld, 
Duisburg und Jüchen
Zentralruf 08 00/009 14 20
www.rtwest.de
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HINWEIS: Wir haben uns um korrekte Informationen be-
müht. Diese ersetzen jedoch nicht den Rat oder die Behand-
lung eines Arztes, Therapeuten oder eines anderen Angehö-
rigen der Heilberufe. pflege plus® lehnt jede Verantwortung 
für Schäden oder Verletzungen ab, die direkt oder indirekt 
durch die Anwendung von im InForm Magazin dargestellten 
Übungen, Therapien und / oder Behandlungsmethoden ent-
stehen können. Es wird ausdrücklich bei Auftreten von Krank-
heitssymptomen und gesundheitlichen Beschwerden vor einer 
Selbstbehandlung auf der Grundlage der Inhalte des InForm 
Magazins ohne weitere ärztliche Konsultation gewarnt.
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Telefon: 02166 / 130980
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41751 Viersen - Dülken
Telefon: 02162 / 571844

Unsere Pflege - Ihr Plus

Liebe Leserin-
nen und Leser,

das Thema Al -
terserkrankun-
gen betrifft uns 
als Pflegedienst 

in beson-
derer Wei-
se. Interes-
sant ist daher 

der Beitrag „Schmerzen gehö-
ren nicht zum Alter“ des diesjäh-
rigen Schmerz- und Palliativtags 
in Frankfurt am Main. Schmer-
zen werden tatsächlich oftmals 
hingenommen als unvermeidbare 
Begleiter und vielfach findet so-
gar eine Gewöhnung statt. Wo-
rauf zu achten ist, wird im Bei-
trag anschaulich geschildert. Ne-
ben einer sinnvollen Schmerzthe-
rapie ist der möglichst lange Er-
halt der Aktivität wichtig. 
In dieser Ausgabe der InForm 
finden Sie also keine so genann-
ten „Frühjahrsthemen“, wie Al-
lergien, Zeckenalarm, Feiertage 
oder ähnliches. Es sind mehr die 
allgemeinen Informationen aus 
den Bereichen Gesundheit und 
Prävention. 
Themen, die uns besonders am 
Herzen liegen, besonders an-
gesichts des demographischen 
Wandels, der sich aktuell voll-
zieht. Eine Gesellschaft mit mehr 
alten als jungen Menschen führt 
zwingend zu einem Wandel. So 
wie die Lebenserwartung steigt 
auch der Anteil alter Menschen 
an der Bevölkerung. Der Anteil 
der über 65-jährigen in Deutsch-
land war vor 100 Jahren um das 
vierfache niedriger. Zehnmal hö-
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her ist mittlerweile sogar der 
Anteil bei den über 80-jäh-
rigen. Auch in Zukunft ist daher  
mit einer steigenden Anzahl von 
Demenzerkrankungen zu rech-
nen. Eine gesellschaftliche He-
rausforderung, die auf uns zu-
kommt, wobei es jeden treffen 
kann und das nicht nur im ho-
hen Alter.
Der neu erschienene „Ratgeber 
Elternunterhalt“ und Steuertipps 
für pflegende Angehörige  schie-
nen uns daher ebenfalls erwäh-
nenswert.
Wussten Sie, dass die so genannte 
„Farbschwäche“ (Dyschromatop-
sie) bei Männern weiter verbreitet 
ist als bei Frauen? Mehr zu diesem 
Thema lesen Sie in einem Beitrag 
des Berufsverbandes der Augen-
ärzte Deutschlands (BVA).
Zivilcourage – in den Medien 
immer dann verstärkt themati-
siert, wenn es zu Vorkommnissen 
mit Todesfolge gekommen ist. Je-
doch kann jeder jederzeit in Situ-
ationen geraten, die Handeln er-
forderlich machen. Wie man sich 
im Ernstfall verhalten sollte, da-
rüber informiert die Polizeiliche 
Kriminalprävention. 
Außerdem ein Thema: Arznei -
mittel im Straßenverkehr. Die 
Apothekerkammer informiert 
über Risiken und auch darüber, 
welche Medikamente ungeeignet 
sind.
Ihnen, unseren Leserinnen und 
Lesern wünschen wir, das Team 
von pflege plus®, dass Sie gut 
durch das Frühjahr kommen.

Es grüßt Sie herzlich
Ihr Achim R. Zweedijk
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Bundesregierung stärkt Rechte 
der Patienten
vzbv begrüßt Eckpunkte, fordert 
aber Nachbesserungen
Berlin. Als Fortschritt für die Pa-
tientensouveränität begrüßt der 
Verbraucherzentrale Bundesver-
band (vzbv) die Eckpunkte der 
Bundesregierung zum Patienten-
rechtegesetz. Unter anderem soll 
der Behandlungsvertrag künftig, 
wie vom vzbv vorgeschlagen, im 
Bürgerlichen Gesetzbuch geregelt 
werden. „Das schafft Rechtssicher-
heit, von der Patienten und Ärzte 
gleichermaßen profitieren“, erklärt 
Vorstand Gerd Billen. Kritik übt 
der vzbv an mangelnden Informa-
tions- und Beteiligungsrechten.
Die Eckpunkte enthalten Vor-
schläge zum Behandlungsvertrag, 
zur Patientensicherheit, zur Unter-
stützung der Betroffenen bei Be-
handlungsfehlern und Aussagen zu 
Informations- und Beteiligungs-
rechten. Letztere fallen allerdings 
äußerst unkonkret aus. „Wer im 
Gesundheitssystem auf den mün-
digen Verbraucher setzt, muss ihm 
auch die nötigen Informationen an 
die Hand geben“, fordert Billen. 
Hierfür sei es erforderlich, gesetz-
lich festzuschreiben, dass relevante 
Qualitätsdaten öffentlich gemacht 
werden. Vorbild könnten die Nie-
derlande sein. Dort gibt es ein 
staatliches Internetportal, auf dem 
jeder Bürger Behandlungsergeb-
nisse, Abrechnungen oder Quali-
tätsprüfungen einsehen kann. Da-
rüber hinaus fordert der vzbv ein 

Stimmrecht für Patientenvertreter 
in den Gremien der gemeinsamen 
Selbstverwaltung.

Beweislast soll nur bei groben 
Fehlern bei Ärzten liegen
Beim Behandlungsvertrag will die 
Regierung eine ausgewogene Ver-
teilung der Beweislast festschrei-
ben. „Viele Patienten, die einen 
Behandlungsfehler nachgewiesen 
haben, scheitern bei der Durchset-
zung ihrer Schadensersatzansprü-
che, weil sie die Kausalität zwi-
schen Schaden und Fehler nicht 
beweisen können“, erklärt Billen. 
Künftig soll bei groben Behand-
lungsfehlern die Beweislast beim 
Arzt liegen. Der vzbv kritisiert, 
dass dies nur einem kleinen Teil 
der Betroffenen helfen wird.
Kassen müssen schneller über be-
antragte Leistungen entscheiden
Positiv bewertet der vzbv dage-
gen, dass die Fristen verkürzt wer-
den sollen, innerhalb derer Kran-
kenkassen über beantragte Leis-
tungen entscheiden müssen. Dies 
stärkt die Position der Versicher-
ten. Wer in Zukunft etwa einen 
Rollstuhl oder eine Kur beantragt, 
muss spätestens nach vier Wochen 
einen Bescheid erhalten. Derzeit 
gibt es hierfür keine Befristung. 
„Kassen können es sich dann nicht 
mehr leisten, Patienten am ausge-

streckten Arm verhungern zu las-
sen. Eine ähnliche Regelung wün-
sche ich mir auch in der Privaten 
Krankenversicherung“, so Billen.
Quelle: vzbv
Foto: Gerd Altmann / Pixelio
Foto: Stephanie Hofschläger / Pixelio

Freiwillige für Statistik über 
Nutzung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien 
in privaten Haushalten gesucht
Düsseldorf (IT.NRW). Die Ver-
breitung moderner Kommunikati-
onstechnologien und die Nutzung 
des Internets in Privathaushalten 
stehen im Mittelpunkt einer euro-
paweiten statistischen Erhebung. 
Für die diesjährige Befragung 
sucht der Landesbetrieb Informati-
on und Technik Nordrhein-West-
falen als Statistisches Landesamt 
ab sofort noch teilnahmebereite 
Haushalte. Gesucht werden insbe-
sondere noch Eltern mit Kindern 
unter 16 Jahren, Haushalte mit 
einem monatlichen Nettoeinkom-
men von unter 1.300 Euro sowie 
Haushalte von Studierenden und 
Arbeitslosen. Mit den gewonnenen 
Daten soll ein möglichst umfas-
sendes Bild über Umfang und 
Art der Nutzung von Informa-
tions- und Kommunikationsmit-
teln erstellt werden. Deshalb wer-
den ausdrücklich auch Haushalte 
ohne eigenen Computer um Teil-
nahme gebeten. Die für die Befra-
gung ausgewählten Haushalte be-
kommen die Fragebogen per Post 
zugesandt; die Beantwortung dau-
ert nur wenige Minuten. Als Dan-
keschön erhält jeder teilnehmende 
Haushalt eine Prämie in Höhe von 
10 Euro.
Interessierte können sich telefo-
nisch (kostenlose Rufnummer 
0800 9449−343) oder per E-Mail 
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(ikt-hh@it.nrw.de) mit den Stati-
stikern des Landesbetriebs in Ver-
bindung setzen. Datenschutz und 
statistische Geheimhaltung sind – 
wie bei allen Erhebungen der amt-
lichen Statistik – umfassend ge-
währleistet. Alle Angaben werden 
streng vertraulich behandelt und 
ausschließlich in anonymisierter 
Form für statistische Zwecke aus-
gewertet. 
Quelle: IT.NRW

Wenn Kinder für ihre Eltern auf-
kommen müssen
Neuer Ratgeber Elternunterhalt
Berlin. Wenn betagte Eltern zum 
Pflegefall werden, können nicht 
nur psychische, sondern auch fi-
nanzielle Belastungen zur famili-
ären Zerreißprobe werden. Das gilt 
umso mehr, wenn die Kinder Un-
terhaltsverpflichtungen gegenüber 
den eigenen Eltern haben. Poten-
ziell Betroffene sollte daher prü-
fen, welche Unterhaltsansprüche 
auf sie zukommen können.
Einen detaillierten Überblick über 
die Rechtslage gibt der neue Rat-
geber „Elternunterhalt“ der Ver-
braucherzentralen. Anhand zahl-
reicher Beispiele wird erläutert, 
welche Unterhaltsansprüche über-
haupt bestehen und welche Ver-
mögenswerte und Einkommens-
anteile geschützt sind. Wie sind die 
Sach- und Geldleistungen der Pfle-
gekassen gestaltet? Welche Verfah-
renswege können bei juristischen 
Auseinandersetzungen beschritten 

werden?
Erläuterungen zu Gesetzestexten, 
Musterformulierungen und nütz-
liche Praxistipps runden das Buch 
ab. 
Bestellmöglichkeiten: Der Ratge-
ber kann zu einem Preis von 12,40 
Euro inklusive Porto und Versand 
bestellt werden: 
- im Internet unter www.ratgeber.
vzbv.de
- oder bei allen Verbraucherzentra-
len. Die Adresse der Verbraucher-
zentrale in Ihrem Bundesland fin-
den Sie unter www.verbraucher-
zentrale.de
Quelle: vzbv
Foto: Lucie Gerhardt / Pixelio

„Frau: Zur Zeit“ in 5. Auflage er-
schienen 
Mönchengladbach. Die Gleich-
stellungsstelle der Stadt hat jetzt 
die 5. Auflage der beliebten In-
fobroschüre „FRAU: ZUR ZEIT“ 
herausgegeben. Die Broschüre gibt 
auf knapp 100 Seiten – von A wie 
Altensport bis Z wie Zeitarbeit – 
übersichtlich und kompakt Aus-
kunft zu vielen Alltagsthemen, mit 
den dazugehörigen Adressen, Tele-
fonnummern, Öffnungszeiten und 
Kontaktpersonen.
Sie bietet Informationen in The-
menbereichen wie Beratung, 
Rechtsfragen, Familie/ Kinder/ Äl-
tere, Beruf und Bildung, Gesund-
heit, Politik und Gesellschaft sowie 
Freizeit und Kultur.
Die Broschüre ist bei der Gleich-
stellungsstelle an der Fliethstraße 
86-88, 4. Etage, in den Verwal-
tungsgebäuden und bei der Stadt-
bibliothek kostenlos erhältlich.
Quelle: pmg

„Kinder stark machen“ – gegen 
Sucht und Drogen 
Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung betont wichtige Vorbild-
funktion von Erwachsenen
Alle Erwachsenen können Kin-
der stark machen und damit zur 
Suchtvorbeugung beitragen. Das 
ist die zentrale Botschaft der Ini-
tiative „Kinder stark machen“ der 
Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung (BZgA). Ziel der Kam-
pagne ist es, das Selbstbewusstsein 
und Selbstwertgefühl von Kindern 
und Jugendlichen so zu stärken, 
dass sie in schwierigen Lebenssi-
tuationen nicht zu Drogen, Tabak 
und Alkohol greifen. Eine effektive 
Präventionsarbeit muss schon in 
frühen Jahren ansetzen, denn oft 
nehmen Suchtprobleme bereits im 
Kindesalter ihren Anfang. „Wenn 
Kinder frühzeitig lernen, selbstän-
dig zu sein, Konflikte im Alltag zu 
meistern und auch mit Misserfol-
gen umzugehen, dann können sie 
auch später „nein“ sagen zu Dro-
gen aller Art“, erklärt Dr. Elisabeth 
Pott, Direktorin der BZgA. 
Für eine solche positive Entwick-
lung tragen insbesondere die Er-
wachsenen eine Verantwortung, an 
sie wendet sich die Bundeszentrale 
mit „Kinder stark machen“. Eltern, 
Lehrerinnen und Lehrer, Mitarbei-
ter aus der Jugendarbeit aber auch 
Betreuerinnen und Betreuer im 
Sportverein sind für Kinder und 
Jugendliche nicht nur Vorbilder, 
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sondern auch wichtige Vertrauens-
personen. Von der Bundeszentra-
le für gesundheitliche Aufklärung 
erhalten sie Informationen, wel-
chen Beitrag sie dazu leisten kön-
nen, dass Kinder und Jugendliche 
den richtigen und klugen Weg zu 
einem Leben ohne Sucht und Dro-
gen wählen – zum Beispiel auf den 
vielen Sport- und Familienfesten, 
an denen sich „Kinder stark ma-
chen“ seit mehr als zehn Jahren 
in ganz Deutschland beteiligt. Bei 
rund 20 Veranstaltungen ist „Kin-
der stark machen“ jährlich mit sei-
nem Erlebnisland vor Ort. 
Sportvereine und soziale Einrich-
tungen können außerdem den 
„Kinder stark machen“-Service in 
Anspruch nehmen, wenn sie eine 
Veranstaltung, zum Beispiel ei-
nen Aktionstag oder ein Vereins-
fest zum Thema Suchtvorbeugung 
gestalten möchten. Das „Kinder 
stark machen“-Service-Paket ent-
hält kostenlose Info-, Werbe- und 
Spielmaterialien. Weitere Infos 
gibt‘s im Internet unter www.kin-
derstarkmachen.de
Quelle: BZgA
Foto: Heike Berse / Pixelio

Internationales Jahr der Wälder: 
Waldzerstörung stoppen, UN-
Beschlüsse zum Waldschutz zü-
gig umsetzen
Berlin: Anlässlich der heutigen Er-
öffnung des „Internationalen Jahrs 
der Wälder“ durch Bundespräsi-

dent Christian Wulff hat der Bund 
für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) den Bun-
despräsidenten aufgefordert, sich 
stärker für den Schutz der Tropen-
wälder und den Erhalt von natur-
nahen Wäldern in Deutschland zu 
engagieren. Unter anderem müs-
se das Importverbot von illegal 
geschlagenem Holz in die Euro-
päische Union endlich umgesetzt 
werden. 
Hubert Weiger, Vorsitzender des 
BUND: „Die Wälder der Erde 
schrumpfen dramatisch, jedes 
Jahr werden weltweit 13 Millio-
nen Hektar zerstört. Die Vernich-
tung der Wälder bedroht nicht nur 
die darin lebende Flora und Fauna, 
sondern gefährdet auch direkt das 
Klima und die Lebensgrundlagen 
von uns allen. Bundespräsident 
Wulff kann dazu beitragen, das 
weltweite Schwinden der Tropen-
wälder zu stoppen und den Schutz 
des Waldes in Deutschland voran-
zubringen. Er muss den Schutz des 
Waldes zu einer Herzensangele-
genheit machen.“ 
Beispielsweise trage Deutsch-
land als Hauptverbreitungsge-
biet der Rotbuche eine besonde-
re Verantwortung für den Erhalt 
und die Wiederherstellung natur-
naher großflächiger Buchenwäl-
der. Dafür müssten endlich wei-
tere Schutzgebiete wie ein Natio-
nalpark im Steigerwald eingerich-
tet werden. Ausgeweitet werden 
müssten die Buchenwald-Schutz-
gebiete in den Biosphärenreserva-
ten Pfälzer Wald und Rhön. Alle 
Buchenwälder, die größer als 1000 
Hektar seien und sich in Staats-
besitz befänden, sollten einer na-
türlichen Entwicklung überlassen 
werden. 
Endlich umgesetzt werden sollten 

auch die UN-Beschlüsse zum 
Schutz der Wälder, sagte Weiger. 
Bis 2020 müsse die Entwaldungs-
rate halbiert werden. Langfristig 
müsse die Entwaldung gänzlich 
gestoppt werden. Mindestens 17 
Prozent der globalen Wälder, ins-
besondere jene mit herausragender 
Bedeutung für die biologische 
Vielfalt, seien in strengen Schutz-
gebieten zu sichern. Außerhalb 
von Schutzgebieten müssten die 
Wälder nachhaltig bewirtschaftet 
werden. 
Zu den größten Tropenwaldver-
nichtern gehörten Palmöl-Planta-
gen, sagte der BUND-Vorsitzen-
de. Riesige Flächen würden dafür 
abgeholzt. Mit natürlichen Wäl-
dern hätten die darauf angepflanz-
ten Palmen-Monokulturen jedoch 
wenig gemeinsam. Das aus ihnen 
gewonnene Palmöl finde sich in 
Nahrungsmitteln, Kosmetika und 
als sogenannter „Biosprit“ auch an 
deutschen Tankstellen. 
Ein Umdenken müsse es auch 
beim Papierverbrauch geben. 
Durchschnittlich verbrauche jeder 
Deutsche mit über 250 Kilo pro 
Kopf und Jahr zu viel Papier.
Quelle: BUND
Foto: Gerd Altmann / Pixelio

Gender Pay Gap 2010: Frauen 
in NRW verdienen weiterhin ein 
Viertel weniger als Männer
Düsseldorf (IT.NRW). Der pro-
zentuale Verdienstabstand zwi-



InForm  - Kurz InFormiert

pflege plus® InForm Seite 8

deutschlandweit

schen Frauen und Männern beim 
Bruttostundenverdienst (Gender 
Pay Gap) lag 2010 in Nordrhein-
Westfalen bei 25 Prozent. Wie In-
formation und Technik Nordrhein-
Westfalen als Statistisches Landes-
amt mitteilt, hat sich der Abstand 
damit in den letzten Jahren nicht 
verändert: Auch 2007, 2008 und 
2009 lag der Gender Pay Gap bei 
25 Prozent. Damit entsprach der 
NRW-Wert im vergangenen Jahr 
der Durchschnittsquote der west-
lichen Bundesländer; für das ge-
samte Bundesgebiet hat das Stati-
stische Bundesamt einen prozentu-
alen Verdienstabstand von 23 Pro-
zent ermittelt.
Im Gender Pay Gap schlagen sich 
nicht nur Unterschiede in der indi-
viduellen Entlohnung nieder, son-
dern es wird auch die unterschied-
liche Verteilung von Frauen und 
Männern auf Wirtschaftszweige, 
Berufe, Tätigkeiten und Beschäf-
tigtengruppen berücksichtigt. Eine 
nach Voll- und Teilzeitbeschäf-
tigten differenzierte Betrachtung 
für das Jahr 2010 zeigt, dass der 
Verdienstabstand vollzeitbeschäf-
tigter Frauen mit 17,3 Prozent ge-
ringer ausfiel. Teilzeitbeschäftigte 
Arbeitnehmerinnen erzielten so-
gar einen um 0,5 Prozent höheren 
Stundenverdienst als ihre männ-
lichen Kollegen. Der Gender Pay 

Gap von 25 Prozent im Durch-
schnitt aller Beschäftigten ist auch 
darauf zurück zu führen, dass 
Frauen überdurchschnittlich häu-
fig teilzeitbeschäftigt oder gering-
fügig beschäftigt sind und diese 
Beschäftigtengruppen in der Regel 
deutlich niedrigere Stundenver-
dienste als Vollzeitkräfte mit ver-
gleichbaren Tätigkeiten erhalten.
Der Gender Pay Gap wird euro-
paweit nach einheitlichen metho-
dischen Vorgaben berechnet und 
gilt als zentraler Maßstab für inter-
nationale Vergleiche geschlechtspe-
zifischer Verdienstunterschiede. 
Der vorliegende Gender Pay Gap 
wird auf Basis der Verdienststruk-
turerhebung 2006 unter Einbezie-
hung von Ergebnissen der viertel-
jährlich durchgeführten Verdien-
sterhebungen ermittelt. 
Quelle: IT.NRW
Foto: Gerd Altmann / Pixelio

Absprachen unter Lebensmittel-
herstellern schädigen Verbrau-
cher

Schaden muss beziffert und an 
die Verbraucher zurückgeführt 
werden
März 2011. Irritiert zeigt sich der 
Verbraucherzentrale Bundesver-
band (vzbv) über wettbewerbsre-
levante Absprachen unter Lebens-
mittelherstellern. „Konspirative 
Gesprächskreise unter Mitbewer-
bern haben in einem gesunden 
Wettbewerb keinen Platz“, kom-
mentiert vzbv-Vorstand Gerd Bil-
len die gestern vom Bundeskar-
tellamt verhängte Millionenbuße 
gegen marktführende Lebensmit-
telhersteller. Die Bundesregierung 
müsse sicherstellen, dass Unrechts-
gewinne aus Kartellverstößen in 
vollem Umfang abgeschöpft an die 
Verbraucher zurückgeführt wer-
den.
Derzeit gehen geschädigte Ver-
braucher im Kartellrecht leer aus. 
Der vzbv fordert, die im Zuge von 
Kartellrechtsverstößen ermittelten 
Unrechtsgewinne zu beziffern und 
an die Verbraucher zurückzufüh-
ren. Dazu müsse die Bundesre-
gierung die rechtlichen Voraus-
setzungen schaffen. Billen: „Der 
Schaden für Verbraucher durch 
Kartellverstöße geht in Milliarden-
höhe.“ Da es lebensfremd wäre, 
jahrelang einen Kassenbon für ei-
nen Schokoriegel aufzuheben, 
müssten Gewinnabschöpfungen 

pflege plus®
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zu Gunsten der Verbraucher er-
leichtert werden. Die Rückzah-
lungen müssten der Verbraucher-
arbeit zugutekommen. Bei größe-
ren Beträgen, etwa bei rechtswidrig 
überhöhten Kosten für Sanitärein-
richtungen, müssten effektive Mu-
ster- und Sammelklagen gewähr-
leisten, dass Verbraucher individu-
ell entschädigt werden. Dazu läuft 
derzeit ein Konsultationsverfahren 
der Europäischen Kommission, an 
dem sich Verbraucher auch direkt 
beteiligen können. 

Kleine Preisabsprachen, großer 
Schaden
Das Bundeskartellamt hat die Un-
ternehmen Kraft Foods Deutsch-
land AG, Unilever Deutschland 
Holding AG und Dr. August Oet-
ker Nahrungsmittel KG mit einem 
Bußgeld in Höhe von 38 Millio-
nen Euro wegen unzulässigen In-
formationsaustausches belegt. Die 
Unternehmen hätten sich über 
mehrere Jahre in einem regelmä-

ßigen Gesprächskreis getroffen, 
dem zeitweise auch die Henkel AG 
& Co. KGaA angehört hat. Ge-
gen einen weiteren großen Kon-
sumgüterhersteller werde weiter 
ermittelt. Nach Auskunft des Kar-
tellamtes hatten sich die Herstel-
ler vornehmlich über Süßwaren, 
Speiseeis, Trockenfertiggerichte, 
Tiefkühlpizza, Tiernahrung und 
Waschmittel verständigt. Nach 
Zahlen des Bundesverbandes der 
Deutschen Süßwarenindustrie für 
das Jahr 2010 lag alleine der Pro-
Kopf-Verbrauch der Deutschen 
an Süßwaren bei insgesamt 30,57 
Kilogramm (109,73 Euro), da-
von 9,32 Kilogramm (45,49 Euro) 
Schokoladenwaren und 3,71 Ki-
logramm (11,66 Euro) Speiseeis. 
Der Umsatz bei Tiernahrung belief 
sich laut Industrieverband Heim-
tierbedarf (IVH) im Jahr 2009 auf 
2,694 Milliarden Euro.
Der heute vom Kartellamt bestä-
tigte Fall ist kein Einzelfall: 
- Im Juni 2010 verhängte das Bun-
deskartellamt ein Bußgeld von ins-
gesamt 115 Millionen Euro unter 
anderem gegen die fünf führenden 
Hersteller von Brillengläsern we-
gen langjähriger verbotener Preis-
absprachen.
- Im Januar 2010 hatte das Bun-
deskartellamt in einer Razzia un-
ter deutschen Supermärkten und 

Drogerien 15 Firmen, darunter elf 
Supermarkt-, Drogerie- und Tier-
bedarfsketten durchsucht. Das 
Kartellamt hatte betont, dass eine 
viel größere Zahl von Firmen in 
den Fall verstrickt ist. 

- Im Herbst 2009 hatte das Bun-
deskartellamt ein Bußgeld in Höhe 
von 160 Millionen Euro gegen die 
drei größten deutschen Kaffee-
röster Tchibo, Melitta und Dall-
mayr verhängt. Der Schaden für 
die Kunden aufgrund jahrelanger 
Preisabsprachen dürfte mehrere 
Milliarden Euro betragen.
- Ein anderes laufendes Verfahren 
ist das sogenannte Badezimmer-
Kartell: Hersteller des Sanitärbe-
darfs sollen sich systematisch zwi-
schen 2002 bis 2006 abgesprochen 
haben. In der Folge sollen Verbrau-
cher wegen der Preisabsprachen 
um rund 20 Prozent überteuerte 
Preise bezahlt haben.
Quelle: vzbv
Foto: vzbv
Foto: siepmannH / Pixelio
Foto: Rainer Sturm / Pixelio
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Morgen wieder Auto fährt. „Auch 
bei nicht verschreibungspflichti-
gen Schmerz- und Hustenmitteln 
sowie flüssigen homöopathischen 
Präparaten sollte der Beipackzet-
tel aufmerksam gelesen werden“, 
empfiehlt der Pressesprecher. „Die 
Apotheker helfen dabei und infor-
mieren über mögliche Nebenwir-
kungen.“ Generell gilt: Medika-
mente nie unkontrolliert einneh-
men und unbedingt die angege-
bene Dosierung einhalten. 
Was kaum ein Verkehrsteilnehmer 
weiß: Wer Medikamente einnimmt 
und sich nicht über deren Wirkung 
informiert, handelt fahrlässig. Als 
rechtliche Konsequenzen drohen 
bei einem Unfall der Führerschei-
nentzug oder der Verlust des Versi-
cherungsschutzes.

Vorsicht im Straßenverkehr ist 
beispielsweise bei folgenden Arz-
neimitteln geboten:

Schmerzmittel

Blutdrucksenker

Schlaf- und Beruhigungsmittel

Antiallergika

Augentropfen

Psychopharmaka

Hustenblocker

Insulin/Diabetes-Präparate

Alkoholhaltige Medikamente

Epilepsie-Präparate

Quelle: Apothekerkammer Nord-
rhein
Foto: Alois Müller

Fahrtüchtigkeit kann beein-
flusst werden
Mönchengladbach. Dass sich Al-
kohol und Drogen mit Autofah-
ren nicht gut vertragen, ist hinläng-
lich bekannt. Dass aber auch Me-
dikamente die Reaktionsfähigkeit 
am Steuer einschränken können, 
ist eine Gefahr, die vielen nicht be-
wusst ist. „Etwa jedes fünfte Arz-
neimittel wirkt sich negativ auf die 
Fahrtüchtigkeit aus“, sagt Manfred 
Lünzner, Pressesprecher der Apo-
theker in Mönchengladbach. Dazu 
zählen rezeptpflichtige, aber auch 
viele frei verkäufliche Mittel wie 
Hustenblocker oder Schmerzmit-
tel. Umgekehrt gibt es Menschen, 
die nur mit Medikamenten über-
haupt fahren dürfen. Dazu gehören 
Diabetiker, Schmerzpatienten oder 
Menschen mit Bluthochdruck.
„Im Gegensatz zu Alkohol ist die 
Wirkung von Arzneimitteln von 
Fall zu Fall unterschiedlich zu be-
urteilen. Daher lassen sich bei Me-
dikamenten keine Grenzwerte wie 
die Promillegrenze bei Alkohol 
festlegen“, erklärt Apotheker Man-

fred Lünzner. Am häufigsten sind 
veränderte Reaktionszeiten, unre-
alistische Einschätzungen von Ge-
fahrensituationen, schlechtes Seh-
vermögen, Müdigkeit oder ein ag-
gressiver Fahrstil zu beobachten. 
„Meist werden Menschen durch 
Schlaf- und Beruhigungsmittel so-
wie Psychopharmaka fahruntaug-
lich. Aber auch Blutdrucksenker, 
Hustenblocker oder Schmerzmittel 
können problematisch sein. Hinzu 
kommt, dass viele Menschen meh-
rere Mittel gleichzeitig einnehmen, 
die sich gegenseitig beeinflussen 
können“, sagt Manfred Lünzner.
Wer trotz Erkrankung mobil blei-
ben muss, dem rät Manfred Lünz-
ner, zunächst den Apotheker zu fra-
gen, wann man sich nach der Ein-
nahme des verschriebenen Arznei-
mittels wieder ans Steuer setzen 
kann. Gegebenenfalls könne dann 
auf ein anderes Präparat ausgewi-
chen werden. Schlaftabletten müs-
sen zum Beispiel rechtzeitig einge-
nommen werden, damit der Pati-
ent mindestens noch acht Stunden 
Schlaf hat, bevor er am nächsten 

Arzneimittel im Straßenverkehr: Ein unterschätztes Risiko 
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Ausgaben für die Hilfe im Haus-
halt, die Pflege und Betreuung ge-
hören mit auf die Abrechnung beim 
Finanzamt. Viele Steuerpflichti-
ge verschenken hier Steuererstat-
tungen. Nicht nur Pflegebedürf-
tige selbst können ihre Kosten beim 
Finanzamt geltend machen, auch 
nahe Angehörige, wenn sie die Aus-
gaben übernehmen. Finanztest zeigt 
in der aktuellen April-Ausgabe, wel-
che Kosten das Finanzamt anerken-
nen muss.
Jetzt können Steuerpflichti-
ge leichter ihre Kosten für Pflege 
und Betreuung in ihrem Haushalt 
steuerlich geltend machen. Zu-
sammen mit allen anderen Rech-
nungen für haushaltsnahe Dien-
ste zählen 20 Prozent der Kosten. 
Maximal 4000 Euro im Jahr zieht 
das Finanzamt direkt von der fäl-
ligen Einkommensteuer ab. Dafür 
ist keine Pflegestufe oder ärztliche 
Versorgung Bedingung. Wichtig 
ist nur, dass die Helfer nicht bar, 
sondern per Überweisung bezahlt 
wurden. Für Minijobber im Haus-
halt läuft das problemlos über die 
Minijobzentrale in Essen.
Mit hohen Pflegekosten ist jedoch 
eine andere Lösung günstiger. Die 
Kosten für die Pflege bringen zu-
sammen mit denen für Arzneien, 

Hilfsmittel, Physiotherapie oder 
Praxisgebühr als außergewöhn-
liche Belastungen häufig mehr. 
Dann zieht das Finanzamt zwar 
einen zumutbaren Eigenanteil ab. 
Doch unterm Strich ist die Steu-
erersparnis häufig größer.
Dafür will das Finanzamt neben 
den Kostenbelegen allerdings auch 
Nachweise, dass die Kosten medi-
zinisch notwendig sind. Eine ärzt-
liche Verordnung genügt. Für die 
Pflegekosten verlangt es zumindest 
die Pflegestufe I, für Heimbewoh-
ner die Pflegestufe 0.
Kann dafür der Pflegebedürftige 
selbst nicht aufkommen, dürfen 
der Ehepartner oder die Kinder ih-
ren Kostenanteil in ihrer Steuerer-
klärung abrechnen.
Alternativ gibt es für die persön-
liche und unentgeltliche Pflege 
eines nahen Angehörigen mit Pfle-
gestufe III den Pflegepauschbe-
trag von 924 Euro im Jahr. Den 
Pauschbetrag gewährt das Finanz-
amt ohne Kostennachweis und Ab-
zug einer zumutbaren Belastung. 
Der ausführliche Artikel Pflege-
kosten ist in der April-Ausgabe der 
Zeitschrift Finanztest und online 
unter www.test.de veröffentlicht. 
Quelle: test.de
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Frankfurt/Main. „Wir dürfen als 
Ärzte nicht der Stereotypie verfal-
len, Schmerz gehöre zum Alter“, 
warnt Dr. Not-Rupprecht Siegel 
vom Geriatriezentrum Neuburg 
auf dem Deutschen Schmerz- und 
Palliativtag in Frankfurt. Schmer-
zen sind auch im Alter behandel-

bar. Doch bei der Wahl von Me-
dikamenten müssen Ärzte die kör-
perlichen, geistigen und seelischen 
Besonderheiten älterer Menschen 
berücksichtigen.
Häufig hört man den Satz von den 
Ältesten der Alten, sie seien mit we-
nig zufrieden und an Entbehrung-

en gewöhnt. 
„Schmerzen ge-
hören eben zum 
Alter“, meinen 
sie schulterzu-
ckend und neh-
men mit wach-
sendem Stoi-
zismus klaglos 
die Pein hin. 
„ S c h m e r z e n 
müssen eben 
nicht zum Alter 
gehören“, wi-
derspricht ent-
schieden Dr. 

Not-Rupprecht Siegel vom Ge-
riatriezentrum Neuburg auf dem 
Deutschen Schmerz- und Palli-
ativtag in Frankfurt. Diese Mei-
nung bestätigen aktuelle Unter-
suchungen aus dem englischspra-
chigen Raum, darunter eine vor 
zwei Jahren an der Universität von 
Nottingham durchgeführte Studie 
zum Thema „Schmerz bei älteren 
Menschen“. Im Resümée heißt es: 
Niemand, unabhängig vom Alter, 
sollte Schmerzen ertragen.
Das in der Wissenschaft unter dem 
Stichwort „underreporting of pain“ 
bekannte „stille Heldentum“ wirkt 
sich negativ auf die Lebensqualität 
aus. Zumindest sollten Patienten 
akut auftretende Schmerzen nicht 
nur dem Nachbarn, sondern auch 
dem Arzt mitteilen. Werden diese 
rechtzeitig behandelt, lässt sich eine 
Chronifizierung vermeiden. Doch 
die Realität ist anders: Chronische 
Schmerzen nehmen im Alter zu.
Schmerz bessert sich bei Thera-
pie langsamer. 
Im Alter verändert sich die mensch-
liche Physiologie: die Muskelmas-
se nimmt ab, das Gewebe büßt 
an Elastizität ein, die Funktion 
des Nervensystems und auch die 
Schmerzverarbeitung verändern 
sich. Der behandelnde Arzt muss 
berücksichtigen, dass die Schmerz-
intensität im Alter langsamer ab-
nimmt und die Behandlungsdauer 
dementsprechend verlängert wer-
den muss. Während jüngere Men-
schen schon innerhalb von sechs 
Tagen eine Schmerzreduktion auf 
ein passables Niveau erreichen, 
brauchen 60 – 80-Jährige dafür 18 
Tage, Menschen über 80 Jahre so-
gar vier Wochen.
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Borner Straße 28
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               1400 - 1800  Uhr
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               1430 - 1700  Uhr

Medizintechnik
Krankenpflegeartikel
Stoma- und Inkontinenzprodukte

Orthopädietechnik
Kinder-Reha Versorgung
Rehabilitationstechnik

Problem der Mehrfacherkran-
kungen. 
Erschwert wird die medikamentöse 
Therapie im Alter durch Mehr-
facherkrankungen. Zwar leiden 
Menschen mit zunehmendem Al-
ter weniger häufig unter Migrä-
ne und Kopfschmerzen. Doch da-
für treten andere chronische Er-
krankungen mit ihren oft schmerz-
haften Folgen in den Vordergrund: 
Diabetes, Herzschwäche, entzünd-
liche Gelenkserkrankungen, Blut-
hochdruck, Gefäßerkrankungen, 
Osteoporose, Schlafstörungen, De-
pressionen. „Fast die Hälfte der 60- 
bis 75-Jährigen und über die Hälfte 
der über 75-Jährigen leiden gleich-
zeitig unter mehreren Schmerz-
formen“, so Siegel.
Keine „Kochbuchmedizin“ für 
Alte. 
Ältere Menschen können nicht 
nach der „Kochbuchmedizin“ von 
ansonsten gesunden Menschen 
behandelt werden. Bei Mehr-
facherkrankungen müssen Ärzte 
von der internationalen Leitli-
nie, dem WHO-Stufenschema für 
die Schmerzbehandlung abwei-
chen. „Weil bei älteren Menschen 
die Funktion von Leber und Nie-
re mitunter stark eingeschränkt ist, 
sind niedrig dosierte Opioide die 
Mittel der ersten Wahl. Sie sind 
besser verträglich als Paracetamol 

und bergen kein Risiko für Magen-
Darmblutungen wie die sogenann-
ten nicht-steroidalen Antirheuma-
tika (NSAR), die in der regulären 
Schmerztherapie an erster Stelle 
stehen“, so Siegel. Nur wenn Ent-
zündungen die Schmerzen verursa-
chen, seien Entzündungshemmer 
Analgetika der ersten Wahl. Hat 
das Nervensystem den Schmerz be-
reits „gelernt“, ist indes der sofor-
tige Einsatz von Opiaten gerecht-
fertigt. Allerdings ist dabei zu be-
achten, dass auch Opioide Neben-
wirkungen haben. Sie führen häu-
fig zu Verstopfung und können die 
Wahrnehmung beeinträchtigen, so 
dass damit auch die Sturzgefahr an-
steigt.
Aktivitäten aufrecht erhalten. 
Allein durch die wachsende Le-
benserwartung wird die Gruppe der 
„älteren Menschen“ immer hetero-
gener. In vierzig Jahren wird sich in 
den Industriestaaten der Anteil der 
über 80-Jährigen mehr als verdrei-
facht haben. „Wir können die al-
ternde Bevölkerung nicht über ei-
nen Kamm scheren, sondern müs-
sen sie sehr differenziert betrach-
ten“, betont Siegel. Menschen über 
hundert, die im Vergleich zu den 
anderen Altersgruppen am stärk-
sten wachsende Gruppierung, sind 
durch ihre Biografie ganz anders 
geprägt als heute 65-Jährige. Mit 

zunehmendem Alter verändert sich 
auch das soziale Umfeld, die Wahr-
nehmung und die Fähigkeit, mit 
der Umwelt zu kommunizieren. 
Im Umgang mit älteren Patienten 
ist daher von zentraler Bedeutung, 
im Gespräch zu erfragen, welche 
Aktivitäten für sie wichtig sind, um 
diese möglichst lang aufrecht zu er-
halten.
Problem Demenz.    

Je älter die Menschen werden, de-
sto größer ist das Risiko für eine 
Demenzerkrankung. „Ein ganz 
großer Teil dieser Menschen lebt 
nicht in Heimen oder Geriatriezen-
tren. Wir dürfen nicht übersehen, 
welche Leistung die Familien, aber 
auch die Nachbarn für diese Men-
schen vollbringen. Wir müssen die 
Gesellschaft jetzt für die Aufgaben 
der Altenversorgung sensibilisie-
ren, die in den kommenden Jahr-
zehnten auf uns zu kommen“, re-
sümiert Siegel. Bei dementen Men-
schen werden Schmerzen häufig 
übersehen. Wenn das Denkver-
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Düsseldorf. Mitunter fällt es schon 
im Kindergarten auf: Gebeten, den 
roten Buntstift weiterzureichen, grei-
fen manche Kinder, vor allem Jungen, 
schon mal zu einer anderen Farbe. Sie 
leiden an einer Farbschwäche (Dys-
chromatopsie), die gar nicht so selten 
ist. 
Am weitesten verbreitet ist die Rot-
Grün-Schwäche, von der etwa 8 Pro-
zent aller Männer und 0,4 Prozent der 
Frauen betroffen sind, erläutern Prof. 
Dr. med. Herbert Jägle und Prof. Dr. 
med. Hermann Krastel vom Berufs-
verband der Augenärzte Deutschlands. 
Farbschwächen sind meistens angebo-
ren, doch auch Krankheiten oder Me-
dikamentennebenwirkungen können 
das Farbensehen beeinträchtigen. So 
leidet bei Makula-Erkrankungen wie 
dem diabetesbedingten Makulaödem 
auch das Farbensehen. „Bei den gene-
tisch bedingten Farbschwächen fehlt 
den Betroffenen entweder einer von 
drei für das Farbensehen zuständigen 
Zapfentypen oder zwei Zapfentypen 
sind sich so ähnlich, dass das Sehsy-
stem ihre Signale kaum unterschei-
den kann“ erläutern Prof. Krastel und 
Prof. Jägle. Im Rot-Gelb-Grün-Be-
reich nehmen die Betroffenen Farben 
anders wahr, und sie können weni-
ger Farbtöne unterscheiden. Die Seh-
schärfe ist jedoch normal. 
Totale Farbenblindheit ist selten

Eine totale Farben-
blindheit, die so 
genannte Achro-
matopsie, ist da-
gegen sehr viel 
seltener, erläu-
tert Prof. Krastel: 
„Erst unter rund 
100.000 Men-
schen ist ein Be-
troffener zu fin-
den. Diese Pati-
enten leiden auch 
unter stark herab-

gesetzter Sehschärfe und starker Blen-
dung.“ Die Ursachen für diese echte 
Farbenblindheit sind andere als bei 
Rot-Grün-Störungen, doch auch sie 
sind genetisch bedingt: „Immerhin 
sind schon mehrere der für Achro-
matopsie verantwortlichen Gene be-
kannt“, so Prof. Jägle, Experte für Far-
bensehen. 
Keine Behandlungsmöglichkeiten
Bisher gibt es keine Möglichkeiten, 
die angeborenen Farbschwächen zu 
behandeln. Vor einiger Zeit wurde 
jedoch von Tierversuchen an Toten-
kopfaffen berichtet, die nach einer 
Gentherapie Farben besser unterschei-
den konnten (veröffentlicht in der 
Zeitschrift Nature, doi:10.1038/na-
ture08401). So vielversprechend das 
Behandlungsprinzip ist – vom Einsatz 
in der Augenarztpraxis ist dieser Ansatz 
noch sehr weit entfernt, betonen Prof. 
Jägle und Prof. Krastel. Wissenschaft-
lich fundierte Studien mit farbschwa-
chen Menschen wären die Vorausset-
zung für die Zulassung der Therapie, 
außerdem eine sorgfältige Bewertung 
von Risiken und Nutzen. 
Augenärzte beraten
Umso wichtiger ist die fachärztliche 
Beratung über die Auswirkungen der 
Farbschwäche – vor allem auf die Be-
rufswahl. Wenn Eltern unsicher sind, 
ob ihr Kind an einer Farbschwäche lei-
det, kann ein Besuch beim Augenarzt 
Klarheit schaffen. Er kann das Farben-
sehen mit gezielten, kindgerechten 
Tests prüfen. In vielen Augenarztpra-
xen steht ein Anomaloskop zur Verfü-
gung, mit dem sich bewerten lässt, wie 
ausgeprägt eine Farbschwäche ist. Die 
Untersuchung, die bereits im späten 
Kindergartenalter oder im frühen 
Grundschulalter möglich ist, ist aller-
dings keine Leistung der gesetzlichen 
Krankenversicherung.
Quelle: BVA
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Gar nicht so selten: Farbschwächen

mögen nachlässt, nimmt auch die 
Fähigkeit ab, Schmerzen auszu-
drücken. Zwar gibt es so genann-
te Beobachtungsskalen, die den 
Pflegenden helfen, Schmerzsignale 
durch Beobachtung von Verhal-
ten, Mimik und Gestik zu erken-
nen, doch sind diese nicht so aus-
sagekräftig wie die Selbstauskunft. 
„Kein Außenstehender kann den 
Schmerz eines anderen beurtei-
len. Schmerz ist immer subjek-
tiv“, räumt Siegel ein. „Doch hel-
fen diese Skalen, den Ausdruck 
von Schmerzen überhaupt zu er-
kennen.“ Es genügt, einen Men-
schen wenige Minuten zu beobach-
ten und anschließend die Kästchen 
auf dem Beobachtungsbogen an-
zukreuzen. Hinweise auf Schmer-
zen sind etwa Grimassieren, Reg-
losigkeit oder starke Unruhe ent-
gegen der sonstigen Gewohnheit, 
plötzlicher sozialer Rückzug, ag-
gressives Verhalten, Stöhnen, leises 
Weinen oder heftiges Schreien und 
Klagen. Werden diese Schmerzsi-
gnale beobachtet, kann der Arzt ein 
Schmerzmittel verabreichen und 
prüfen, ob sich das Verhalten wie-
der verändert.
Quelle: Deutscher Schmerz- und Pal-
liativtag 2011
Foto: Jörg Hebing / Pixelio
Foto: Gerd Altmann / Pixelio
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Rufnummern der 
pflege plus® GmbH

Zentrale: 
0 21 66  13 09 80

Pflegebereitschaft
der pflege plus®
Notrufnummer

01 77  8 18 00 11

Apothekennotdienst
Mobiltelefon:

22 8 33
Festnetz:

0137 888 22 8 33

Polizei: 110

Feuerwehr: 112

Bitte machen Sie folgende An-
gaben 

Wer ruft an?
Nennen Sie Ihren Namen und die Te-
lefonnummer, unter der Sie erreichbar 
sind

Wo ist der Einsatzort?
Nennen Sie die Adresse und die Be-
sonderheiten bei der Zufahrt

Was ist passiert?
Beschreiben Sie mit kurzen Worten, 
was passiert ist

Wie viele Verletzte?
Nennen Sie die Anzahl der Verletzten 

Welcher Art sind die Verletzun-
gen?
Nennen Sie die Art der Verletzungen

Warten auf Rückfragen! - Nicht 
auflegen!
Erst wenn keine Fragen mehr offen 
sind, beendet die Feuerwehr das Ge-
spräch

Notruf unterwegs:

Handy 
in allen Mobilfunknetzen 112, ohne 
Vorwahl! 

auch ohne gültige Karte und ohne PIN-
Nummer 

Telefonzelle
112,  auch ohne Telefonkarte oder 
Geld

Giftnotruf Nordrhein-
Westfalen

02 28 / 1 92 40

Bitte machen Sie folgende An-
gaben 

Wer ruft an?
Nennen Sie Ihren Namen und die Te-
lefonnummer, unter der Sie erreichbar 
sind

Wem ist es passiert? 
Nennen Sie Alter und Gewicht des Be-
troffenen

Was wurde eingenommen? 
Geben Sie an, was eingenommen wur-

de: Medikament? Pflanze? Haushalts-
mittel? Drogen?

Wie viel wurde eingenommen? 
Geben Sie an, welche Menge einge-
nommen wurde

Wann ist es passiert? 
Sagen Sie, wann sich der Vorfall ereig-
net hat

Wie wurde es eingenommen? 
Sagen Sie, ob die Substanz getrunken/
gegessen oder eingeatmet wurde, be-
stand Hautkontakt?

Wie geht es dem Betroffenen 
jetzt? 
Beschreiben Sie den Zustand des Be-
troffenen: Ist er bewusstlos? Welche 
anderen Symptome?

Wo ist es passiert?
Sagen Sie, wo sich der Vorfall ereig-
net hat

Was wurde bereits unternom-
men? 
Geben Sie an, welche Maßnahmen Sie 
bereits vorgenommen haben

Warten auf Rückfragen! - Nicht 
auflegen!
Erst wenn keine Fragen mehr offen 
sind, beendet der Giftnotruf das Ge-
spräch.

Wichtig: 

Bewahren Sie die giftige Substanz, 
Pflanze oder Verpackung auf. 
Sollten Sie den Rat bekommen, eine 
Klinik aufzusuchen, bringen Sie alles in 
die Klinik mit. 

Telefonseelsorge 
08 00/ 11 10 11 1
08 00/ 11 10 22 2

Ärztlicher Notdienst
01805 / 044100

Zahnärztlicher
Notdienst -MG-
0 21 61  1 00 98

Tierärztlicher
Notdienst -MG-
0 21 61   52 00 3


